
Institutionen: das Oberste Gericht und die Oberste 
Staatsanwaltschaft der Deutschen Demokratischen 
Republik.

Die Staatsanwaltschaft, von der ich hier sprechen 
will, trug in unserer Zone vom ersten Tage an ein 
neues Gesicht. Es war klar, daß sie in besonderem 
Maße dazu berufen war, frischen Wind und einen 
neuen Geist in das neu entstandene Gerichtswesen zu 
bringen. Und so kam es, daß im Laufe der Entwick
lung sich immer mehr von neuem Geist beseelte 
Männer und Frauen in der neuen Staatsanwaltschaft 
einfanden, daß insbesondere der Zuwachs, den die 
Staatsanwaltschaft aus den Reihen der Absolventen 
der Richterlehrgänge erhielt, prozentual noch größer 
war als bei den Gerichten. Die Staatsanwälte in 
unserer neuen Republik, das kann man heute mit 
Stolz aussprechen, marschieren an der Spitze des demo
kratischen Fortschritts in unserer Justiz.

Es war höchste Zeit, daß sich die S t e l l u n g  
d e r  d e u t s c h e n  S t a a t s a n w a l t s c h a f t  i m  
S t a a t s g a n z e n  von Grund auf änderte. Ein Blick 
in die Vergangenheit zeigt, wie diese seit nunmehr 
100 Jahren in Deutschland bestehende Institution vom 
ersten Anfang an ein Instrument jener Kräfte war, 
die im Besitz der wirtschaftlichen und damit der 
politischen Macht im Staate waren und gegen die 
Masse des von ihnen unterdrückten und ausgebeuteten 
Volkes regierten. Das war schon so, als man sich in 
den dreißiger und vierziger Jahren des vorigen Jahr
hunderts in Bayern, in Hannover, in Württemberg, 
Baden und Preußen entschloß, die Staatsanwaltschaft 
einzuführen; der Staatsanwalt sollte nach der Grund
idee, von der man bei dieser Einführung ausging, Ver
treter der Belange des Landesherrn gegen das Volk 
sein. Und als solcher bewährte sich der Staatsanwalt 
dann auch vortrefflich. Der Typ des schnoddrigen, des 
gestriegelten und gebügelten „Königlichen Staatsan
walts“, jenes Mannes ohne Herz und mit wenig Verstand, 
jenes Menschen, dem man den Korpsstudenten und 
den Reserveoffizier von weitem ansah und dem die 
Aufgabe, den Angeklagten niederzuschmettern, im 
Gesicht geschrieben stand, ist noch in abschreckender 
Erinnerung bei den alten Kumpels, die in der Zeit des 
Sozialistengesetzes und später-;' bis/ zum ersten Welt
krieg, im Namen des Volkes gegen die kämpften, die 
das Volk im Namen des Königs tyrannisierten. Wurde 
es anders, als nach dem Zusammenbruch des Novem
ber 1918 der Kaiser gegangen und die Generale ge
blieben waren? Nein, es wurde nicht anders. Denn 
mit den Generalen, mit den Junkern, mit den Herren 
der Syndikate und Trusts, mit den Gröner und Stinnes, 
den Seekt und Hugenberg waren auch die Staatsan
wälte geblieben. Und auch in der Zeit von Weimar 
kämpften sie treu und ergeben für die reaktionären 
Kräfte, die den Staat beherrschten, diesmal zwar der 
Form halber „Im Namen des Volkes“, darum aber nicht 
weniger gegen das Volk als zuvor. Nachdem dann mit 
der tatkräftigen Hilfe dieser Staatsanwälte die ver
zweifelten Versuche des schaffenden Volkes, die Revo
lution zu retten und einen wirklichen demokratischen 
Umsturz herbeizuführen, niedergeschlagen waren, und 
als — wiederum mit ihrer Hilfe — die Staatsmacht dn 
Deutschland vollends den Feinden des ' Volkes, den 
Faschisten als Werkzeugen der finstersten Reaktion, 
ausgeliefert war, da tobte sich in den „tausend Jah
ren“ der Hitlertyrannei der deutsche Staatsanwalt 
alter Schule nach Leibeskräften aus, diesmal unterm 
Hakenkreuz und im Namen des „Führers“. Wie sie 
da wirkte, die „objektivste Behörde der Welt“, ist 
noch in aller Erinnerung; dies „Wirken“ wird für ewig 
ein Schandmal der deutschen Justiz bleiben.

Die Staatsanwaltschaft in der Deutschen Demokra
tischen Republik trägt keinen der Wesenszüge mehr, 
die das Gesicht der deutschen Staatsanwaltschaft in 
den gegangenen Epochen formten. Sie ist kein Büttel 
reaktionärer Machthaber mehr, dazu bestimmt und 
bereit, der ungeheuren Mehrheit des schaffenden Vol
kes den Willen der verschwindenden Minderheit der 
Besitzer der Produktionsmittel aufzuzwingen; sie ist 
die Staatsanwaltschaft des schaffenden Volkes selbst, 
aus dem sie hervorgegangen ist und dem sie sich ver
bunden und verpflichtet fühlt, des Volkes, das jetzt 
zum ersten Male in der deutschen Geschichte sein

Schicksal selbst in die Hand nimmt und seinen Staat 
selbst baut. Allein dem Willen des Volkes ist auch die 
Justiz unterworfen, die Staatsanwaltschaft ebenso wie 
die Gerichte. Das kommt in den Verfassungen der fünf 
Länder der Deutschen Demokratischen Republik ebenso 
zum Ausdruck wie in der Verfassung der Republik 
selbst. So wie die höchsten Funktionäre der Recht
sprechung und der Anklagebehörden in den Ländern 
von den Parlamenten der Länder unmittelbar gewählt 
werden, so wählt die Volkskammer als höchstes Par
lament, als höchste Verkörperung des Volkswillens, 
die Richter des Obersten Gerichtshofs und den Ober
sten Staatsanwalt der Republik (Art. 131 der Ver
fassung). Ihm, dem Parlament, schulden die Obersten 
Richter und der Oberste Staatsanwalt unmittelbar Ver
antwortung für ihre gesamte Tätigkeit; im § 18 des 
Gesetzes über die Errichtung des Obersten Gerichts
hofes und der Obersten Staatsanwaltschaft werden 
beide Institutionen lediglich verwaltungsmäßig an die 
Regierung der Republik angegliedert.

Hier zeigt sich die grundsätzlich neue Konzeption 
unseres verfassungsrechtlichen Denkens: Beseitigt ist 
die althergebrachte Dreiteilung der Gewalten, die in 
den Zeiten des Kampfes des aufstrebenden Bürger
tums gegen den mittelalterlichen Absolutismus als 
Forderung der revolutionären Kräfte ihre volle Be
rechtigung hatte, die aber nicht mehr gelten kann in 
einem Staate, in dem die Staatsgewalt voll und unge
teilt in die Hände des Volkes selbst gelegt ist. Die 
Volkskammer, der Repräsentant des Volkswillens, 
überwacht nicht nur die aus ihr selbst hervorgegan
gene und deshalb einen Teil ihrer selbst bildende 
Regierung; ihr obliegt schlechthin „die Bestimmung 
der Grundsätze der Verwaltung und Überwachung der 
gesamten Tätigkeit des Staates“ (Art. 63 der Ver
fassung). Und so ist dn der Deutschen Demokratischen 
Republik jeder deutsche Staatsanwalt dem Willen des 
gesamten Volkes unterstellt und handelt im wahrsten 
Sinne des Wortes in des Volkes Namen.

Nicht nur in der Frage, für wen, in wessen Auftrag 
und unter wessen Kontrolle die Staatsanwaltschaft 
tätig wird, sondern auch in dem ihr z u g e w i e s e n e n  
A u f g a b e n g e b i e t  ist eine Änderung eingetreten, 
seit sich in einem Teil unseres Vaterlandes die Demo
kratisierung der Justiz vollzog. In Deutschland hatte 
die Staatsanwaltschaft, obwohl sie dem französischen 
Vorbild nachgebildet wurde, niemals die überragende 
Stellung, die der Staatsanwaltschaft in Frankreich seit 
Jahrhunderten eigen war und noch heute eigen ist. 
Die französische Prokuratur hatte sich schon frühzeitig 
zu einem über den Gerichten stehenden und die ge
samte staatliche Rechtspflege beherrschenden Organ 
ausgebildet und ist auch heute noch ein Aufsichtsorgan 
des Staates über den geordneten Gang der Rechts
pflege. Der procureur ist der Wächter der Gesetze, und 
seine Tätigkeit beschränkt sich keineswegs auf das 
Strafverfahren, in dem ihm allerdings als dem Inhaber 
des Anklagemonopols und als dem Leiter der — von 
der übrigen Polizei völlig getrennten und ausschließ
lich Justizzwecken dienenden Kriminalpolizei eine 
überragende Bedeutung zukommt; er hat darüber hin
aus' eine umfangreiche Justizverwaltungstätigkeit: Er 
beaufsichtigt den gesamten Rechtsgang in Zivil- und 
Strafsachen, ist bei allen Gerichtssitzungen anwesend, 
führt die Aufsicht über sämtliche Gerichtspersonen, 
Richter, Notare und Advokaten. Diese Machtfülle finden 
wir — in noch verstärktem Maße — wieder beim so
wjetischen Prokuror. Nach Artikel 113 der Stalinsche.i 
Verfassung obliegt den vom Obersten Sowjet der 
UdSSR ernannten Generalstaatsanwalt der UdSSR 
„die oberste Aufsicht über die genaue Durchführung 
der Gesetze durch alle Ministerien und die ihnen unter
stellten Institutionen ebenso wie durch die einzelnen 
Amtspersonen sowie durch die Bürger der UdSSR“, 
und nach Artikel 117 dieser Verfassung „üben die 
Organe der Staatsanwaltschaft ihre Funktionen unab
hängig von jeglichen örtlichen Organen aus und sind 
nur dem Generalstaatsanwalt der UdSSR unterstellt“. 
Dem Staatsanwalt kommt also in der Sowjetunion 
neben der gerichtlichen Aufsicht, die sich auf Zivil
sachen ebenso erstreckt wie auf Strafsachen, auch eine 
allgemeine Aufsicht zu, die sich auf alle Verwaltungs
organe erstreckt und ihn verpflichtet, gegen ungesetz
liche Befehle und Instruktionen der Minister ebenso
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